
Ein kleiner 

Unterschied löst 

Unmut aus
Freiwilligenarbeit Was ist 
Lohn und was sind Spesen? 
Klingt recht einfach. Doch 
bei den Rettungsorganisati-
onen fragt man sich, weshalb 
eigentlich unterschieden 
wird.

VON HOLGER FRANKE

D
er Zeitpunkt ist gut ge-
wählt. Insbesondere im 
Europäischen Jahr der 
Freiwilligenarbeit wird 

gern auf den unverzichtbaren Dienst 
an der Gesellschaft, den die vielen 
Freiwilligen leisten, hingewiesen. 
Ein guter Moment also, um auf An-
liegen hinzuweisen, die eigentlich 
nicht neu sind. «Sportvereinen wird 
eine Spesengrenze zugestanden. 
Ein Feuerwehrmann erhält ohnehin 
keine grosse Entschädigung und ist 
dann aber auch noch AHV-pI ich-
tig», erklärt Landesfeuerwehrkom-
mandant Matthäus Hoop gegenüber 
dem «Volksblatt». Dies gelte für alle 
«Blaulichtdienste», ausser der Lan-
despolizei, wie beispielsweise den 
Samaritern, der Berg- und Wasser-
rettung oder auch dem Zivilschutz. 

Strittiger Punkt: Spesen oder Sold

Wie AHV-Direktor Walter Kaufmann 
erklärt, wird in der Praxis davon 
ausgegangen, dass bei Vereinen Be-
träge bis zu 350 Franken monatlich 
eine Spesenabgeltung darstellen, 
die gesetzlich nicht AHV-pflichtig 
sind. «Ein Teil der Pauschalauszah-
lungen wird als Spesen, also als Ab-
geltung von Aufwand für Barausla-
gen wie zum Beispiel Fahrdienste 
angesehen, sofern die Spesen nicht 
separat, wie gegen Belege, vergütet 
werden.» Anders bei der Feuerwehr: 
«Die Feuerwehrleute haben nach 
unserem Kenntnisstand keine be-
sonderen Spesen bzw. es entstehen 
ihnen keine Spesen, die ihnen nicht 

separat zum Sold vergütet würden. 
Auch bei Ausbildungen werden ih-
nen unseres Wissens die Spesen ver-
gütet.» 
Um es einfach ausdrücken: Sofern es 
sich nicht ausdrücklich um Lohn 
handelt, ist beispielsweise bei eh-
renamtlichen Trainern alles unter 
350 Franken nicht AHV-beitrags-
pflichtig. Angenommen ein Feuer-
wehrmann würde eine Entschädi-
gung in Höhe von 230 Franken brut-
to erhalten, würden ihm dafür etwa 
10 Franken für die AHV abgezogen 
und je nach Steuersatz fallen dann 
noch einmal 10 bis 30 Franken an 
Steuern an. Doch das Geld sei nicht 
einmal der springende Punkt, wie 
Landesfeuerwehrkommandant Mat-
thäus Hoop gegenüber dem «Volks-
blatt» versichert: «Es geht nicht um 
Geld, wir wollen auch keine Erhö-
hung – wir wollen nur gleichgestellt 
werden.»

Schweiz geht anderen Weg

Dabei schaut man gern auch ins 
Nachbarland. Der Feuerwehrsold ist 
in der schweizerischen AHV-Verord-
nung ausdrücklich beitragsbefreit 
wie auch beispielsweise der Militär-
sold oder auch die Funktionsvergü-
tung des Zivilschutzes. «Und was für 
die Schweiz gut ist, könnte doch 
auch für uns gut sein», meint Hoop. 
«Es wäre die Gelegenheit, den vielen 
Freiwilligen, die Leib und Leben ris-
kieren, um andere zu retten, eine 
Wertschätzung zukommen zu las-
sen», ergänzt der Landesfeuerwehr-
kommandant. 
Nach einer kurzfristigen Lösung 
sieht es derzeit allerdings nicht aus. 
In einem Schreiben, das dem «Volks-
blatt» vorliegt, beantragte der Feu-
erwehrverband im Oktober 2010, im 
Sinne der Gleichbehandlung, «wie 
alle ehrenamtlichen Leiter (AHV- 
und Steuerbefreiung vom Sold bei 
Einsätzen, Kursentschädigungen 
etc.), sowie weiteren Einnahmen ba-
sierend auf der Freiwilligenarbeit 

im Sinne der Rettungsorganisatio-
nen bis zu einem Betrag von 4200 
Franken pro Jahr, gleichgestellt zu 
werden.» Ein Antrag, dem bislang 
offensichtlich nicht stattgegeben 
wurde. Vonseiten des für die AHV 
zuständigen Ressort Soziales der Re-
gierung wurde gestern auf eine 
kurzfristige Anfrage des «Volks-
blatts» erklärt, dass bei der Feuer-
wehr der Sold abgabepflichtig ist, weil 

der Gesetzgeber davon ausgeht, dass 
keine weiteren Spesen anfallen.  Man 
bedauere, dass diese Angelegenheit 
nun öffentlich in den Medien disku-
tiert werde und betonte, dass man 
sich keiner Diskussion verschliessen 
wolle. Allerdings wurde auch einge-
räumt, dass der Wunsch der Feuer-
wehr bekannt ist – wie auch das 
Schreiben des Feuerwehrverbandes 
aus dem vergangenen Jahr. 

Die Feuerwehr gehört zu den vielen freiwilligen Institutionen, die sich für die 
Gesellschaft einsetzen. Bei der AHV werden allerdings, anders als in der Schweiz, 
Unterschiede gemacht. (Foto: Maurice Shourot)

Am 18. August 2011 wurde 
zum dritten Mal in diesem Jahr eine 
Staatskundeprüfung durchgeführt. 
Das Ausländergesetz enthält die An-
forderungen, welche für die Ertei-
lung der Niederlassung von Dritt-
staatsangehörigen zu erfüllen sind. 
Neben dem Nachweis von Kenntnis-
sen der deutschen Sprache müssen 
auch Kenntnisse des staatlichen Auf-
baus, der Rechtsordnung, des Schul-
systems und der Geschichte nachge-
wiesen werden. Auch für die Verlei-
hung der liechtensteinischen Staats-
bürgerschaft ist eine erfolgreich ab-
gelegte Prüfung über Grundkennt-
nisse der Rechtsordnung sowie des 
staatlichen Aufbaus erforderlich. 
Für den Erhalt der Niederlassung 
umfasst die Prüfung 21 Fragen mit 
jeweils drei Antwortmöglichkeiten. 
Der Test ist bestanden, wenn 14 Fra-
gen richtig beantwortet werden. Für 
den Erhalt der Staatsbürgerschaft 
müssen mindestens 18 von 27 Fragen 
mit jeweils vier Antwortmöglichkei-
ten richtig beantwortet werden. Zur 
Prüfung für den Erhalt der Nieder-
lassung sind 5 Personen angetreten. 
3 Personen haben den Test bestan-
den, was einer Erfolgsquote von 
60  % entspricht. Von den 14 Perso-
nen, welche die Staatsbürgerschaft 
erwerben möchten, haben 9 die Prü-
fung bestanden. Ein Teilnehmer aus 
Österreich hat alle 27 Fragen richtig 
beantwortet. Die Erfolgsquote lag 
hier bei 65 %.  (pafl/hf)

Die Regierung hat den Bericht 
und Antrag zur Abänderung des So-
zialhilfegesetzes verabschiedet. Bei 
der von der Regierung vorgeschlage-
nen Teilrevision des Sozialhilfege-
setzes geht es im Wesentlichen um 
den Ausbau der Datenschutzbestim-
mungen, die Festlegung der Kriteri-
en zur Förderung von privaten Sozi-
alhilfeträgern, die Finanzierung der 
von der öffentlichen Hand betriebe-
nen Alters- und Pflegeheime sowie 
um die Finanzierung von Kosten im 
Rahmen von stationärer Betreuung 
von Hilfsbedürftigen.  (pafl/hf)


